Haushaltsrede
von Frau Dr. Doris Schröder-Weber (FDP-Fraktion)

zum Haushalt 2008

Donnerstag, den 20.03.2008

Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

sehr geehrte Damen und Herren,

wie in den vergangenen Jahren zuvor, werde ich mich auch dieses Jahr, mit Blick auf die umfangreiche Tagesordnung unserer heutigen Ratssitzung und mit Blick auf die bereits von meinem Vorredner und meinen Vorrednerinnen erläuterten Rahmenbedingungen, unter denen der diesjährige Haushalt entstanden ist, kurz halten.

Zunächst danken möchte ich der Verwaltung, besonders Herrn Hermann und seinen Mitarbeitern, die sich den Herausforderungen des doppischen Haushaltes stellen mussten und auch so ihre Probleme mit der Umstellung der bisherigen Kameralistik über die Budgetierung in die Umwandlung der doppischen Rechnung hatten.

Auch für uns Ratsmitglieder waren die Haushaltsberatungen auf der Grundlage des NKF eine große Herausforderung, waren doch die bisher nach der Kameralistik vorgelegten Haushaltsbücher viel leichter zugänglich, als das nunmehr vorgelegte Zahlenwerk.

Wir begrüßen es insoweit sehr, dass zukünftig die Übernahme der Zielvereinbarungen in das Haushaltskonzept eingearbeitet und uns so die Beratungen in den Folgejahren erleichtern werden.

Auch wenn es unserem sehr verehrten Bürgermeister in seiner Haushaltsrede im Dezember des vergangenen Jahres gelungen ist, die kumulierten strukturellen Fehlbeträge bis 2012 in einem positiven Lichte da stehen zu lassen, bleibt es bei der festzustellenden Tatsache, dass wir weiterhin keinen ausgeglichenen Haushaltsplan für 2008 vorzuweisen haben und das Gesamtergebnis mit einem Fehlbetrag von knapp 8,4  Millionen Euro abschließt.
Unser Kämmerer, Herr Hermann, drückte es dann in seiner Haushaltsrede auch etwas realitätsnäher aus, in dem er erklärte: „Das Gesamtergebnis des Haushaltes ist nicht befriedigend, aber vorzeigbar“.

Insoweit ist es konsequent, dass wir uns der Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes verpflichtet haben. 
Nicht wirklich konsequent ist es, sehr verehrter Herr Bürgermeister, wenn Sie zwar meinen, den Sparkurs fortsetzen zu wollen, aber auf Sparpaketvorschläge von Seiten der Verwaltung verzichten zu wollen, obwohl diese sich in den vergangenen Jahren – trotz hartnäckiger Verweigerungshaltung der SPD-Fraktion - gut bewährt haben- was schließlich an dem vorzeigbaren Gesamtergebnis des Haushaltes (Zitat Herr Hermann) ablesbar ist.

Damit tatsächlich der avisierte ausgeglichene Finanzhaushalt ab dem Jahr 2012 Realität werden könnte, halten wir es für ein absolutes Muss, dass der Sparkurs fortgesetzt wird. 
Daneben halten wir es für zwingend erforderlich, dass von Seiten der Verwaltung ein Entschuldungskonzept entwickelt wird, um den Schuldenberg und die jährliche Zinsenlast abzubauen. Wann dann, wenn nicht heute in Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs können entsprechende Maßnahmen umgesetzt werden! 
Es ist zwar richtig, dass wir höhere Gewerbesteuereinnahmen, wegen des allgemeinen Wirtschaftsaufschwungs auch in Monheim zu verzeichnen haben; und auch eine Verbesserung der Einkommenssteueranteile positiv zu Buche schlagen. Doch bedenkt man allein die am Montag vereinbarte Tarifsteigerung der im öffentlichen Dienst beschäftigten Mitarbeiter der Stadt in Höhe von 5,3 % sofort und um weitere 2,8 % ab 2009, ist die im Haushalt angesetzte 3%-Tariferhöhung nicht mal mehr ansatzweise konkret, sondern zehrt die vorgenannten positiven Effekte wieder auf.

In diesem Zusammenhang sei noch einmal die Thematik Entwicklung der Gewerbesteuer angesprochen.

Selbstverständlich ist es erlaubt, sehr verehrter Herr Bürgermeister, die Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen in Monheim positiv hervorzuheben; schließlich ist diese tatsächlich gegeben – wenn auch überwiegend zurückzuführen auf den konjunkturellen Aufschwung und die allgemein gute Wirtschaftslage in Deutschland. 
Nicht unerwähnt sollte allerdings bleiben, Herr Bürgermeister, dass Monheim am Rhein eine nicht unerheblich höhere Gewerbesteuer hätte verzeichnen können, wenn sich die übrigen Fraktionen dieses Rates nicht der Meinung der Verwaltung im Jahr 2006 angeschlossen hätten, die Gewerbesteuer zu erhöhen – und dies obwohl bereits in den Jahren 2003 und auch 2005 Gewerbesteuererhöhungen in nicht unerheblichem Maße stattgefunden haben.
Der Gewerbesteuerhebesatz ist die entscheidende Kennziffer im Wettbewerb um die Ansiedlung von Unternehmen und die Damen und Herren der Wirtschaftsförderung haben dies beim Werben um zwei gewinnträchtige Unternehmen schmerzhaft erfahren müssen, als diese selbst bei der Aussicht einer allgemeinen Gewerbesteuerminderung in Monheim, diese sich entschieden, sich lieber in der Nachbarstadt Langenfeld anzusiedeln, deren Gewerbesteuerhebesatz deutlich attraktiver ist. 
Allein die Ansiedlung dieser beiden Unternehmen hätten der Stadt Monheim am Rhein Gewerbesteuereinnahmen von weiteren, mehreren Millionen Euro beschert – und da möchte ich gar nicht wissen, wie viele anderen Unternehmen trotz der attraktiven Lage der Stadt am Rhein das Weite suchen, wenn sie unsere Gewerbesteuerhebesätze hören. Wir stehen uns da selber im Wege und deshalb wird die FDP-Fraktion noch in diesem Jahr darauf dringen, den Gewerbesteuersatz zu senken.
Wie gesagt, muss es äußerste Priorität haben, den Sparkurs weiter fortzuführen. 
Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen in den Ausschüssen hatten wir allerdings den Eindruck, dass die weiteren hier im Rat vertretenen Fraktionen dies offenbar aufgegeben haben zu beherzigen. Da werden Anträge betreffend freiwillige Leistungen in Höhe von mehreren hunderttausend Euro gesellt, ohne auch nur den Ansatz der Finanzierbarkeit geprüft zu haben. Offenbar wirft da die Kommunalwahl 2009 schon ihre Schatten voraus. Anders ist nicht zu erklären, dass die Kosten rund um die Errichtung des Rathauscenter 3, welches die FDP-Fraktion bekanntermaßen kritisch betrachtet, so ohne weiteres von den weiteren Fraktionen akzeptiert werden.
Aber sehen wir uns einige weitere Punkte des Haushaltes im Rückblick und im Ausblick an:

Einen zu Recht enorm hohen Anteil am Gesamthaushalt der Stadt hat der Jugendbereich. Und hier ganz besonders die Kindergartenlandschaft. Die Kita-Landschaft in Monheim ist, von geringfügigen Standardanpassungen abgesehen, auch mit dem neuen KiBiz gut aufgestellt. Mit den Zielvorgaben des Landes sowie den finanziellen Vorgaben der Kommune ist es dem Fachbereich Jugend gelungen, für alle beteiligten Kindertageseinrichtungen die Bedarfe so gut wie möglich zu erfüllen. Mit 191 (45 %) Plätzen, die für die Kinder und Eltern bereit gehalten werden, die alle Kriterien für einen 45-Stunden-Platz erfüllen, stehen noch 231 Plätze mit 45-Stunden (55 %) für förderungsbedürftige Kinder, die außerhalb der Vollkriterien liegen, zur Verfügung. Damit ist die größte Herausforderung des KiBiz in Monheim – wie wir meinen - gut umgesetzt. Verbesserungsbedürftig sind unseres Erachtens noch übergreifende Standards im Allgemeinen. Übergreifende Standards wie einheitliche Öffnungszeiten, angepasst am Bedarf der Erziehungsberechtigten, Differenzierung der Einrichtung durch unterschiedliche pädagogische Ziele und einheitliche Bildungsförderung im Elementarbereich. 

Anders sieht es da bei der U3-Betreuung aus. Das ab Mitte des Jahres 2008 in Kraft tretende neue KiBiZ sieht bis zum Jahr 2010 einen deutlichen Ausbau der Betreuungsangebote für unter Dreijährige vor. Aber nicht nur die Quantität, sondern auch die Qualität ist mit dem neuen KiBiz ausgeweitet. 

Auch wenn für das Kindergartenjahr 2008/2009 das Angebot der Plätze in Monheim von 21 auf 50 ausgeweitet wurde, regelt dies immer noch nicht die Nachfrage. Ziel muss es sein, allen Eltern, die einen U3-Platz benötigen, auch einen anbieten zu können. Erstens um das bedarfsgerechte Angebot bzw. dem Leitbild einer „Familienfreundlichen Stadt“ zu entsprechen und zweitens um ein Standortplus für unsere Stadt bei jungen Familien vorweisen zu können.

Denn nur ein optimales Betreuungsangebot in jeder Hinsicht  macht Monheim für einkommensstarke Familien attraktiv. Monheim – die familienfreundliche Stadt - ein Standortplus, dass bei der Überlegung, sich in Monheim niederzulassen, für Familien eine wichtige, wenn nicht entscheidende Rolle, spielen kann.

Ein weiteres Thema ist das geplante Rathaus-Center III. Auch wenn dieses Projekt zurzeit mit „Investorengelder“ verkauft wird, bedarf es doch des einen oder andern Euros, der im jetzigen wie auch in den zukünftigen Haushalten eingestellt werden muss. Die Betrachtungsweise der FDP hierzu ist bekannt. Ein drittes Center, das lange nach den neuen Einkaufsmeilen der Nachbarstädte Langenfeld, Leverkusen und Bilker-Arcarden fertig gestellt sein wird –nichts Überlegenes oder Eigenständiges dieser starken Konkurrenz entgegen zu setzen hat – wird einen schweren Stand haben. Einen schweren Stand deshalb, weil es sich nur aus der stadteigenen Kaufkraft speisen kann. Ohne richtige Angebotshöhepunkte für alle Zielgruppen der Stadt mit Sicherheit die volle Kaufkraft Monheims niemals abgewinnen wird. Die von außerhalb herbeigesehnte Zusatzkaufkraft erst recht nicht. 

Die FDP sieht die Stärken unserer Stadt eben nicht darin, als kleine Einkaufsstadt für den täglichen Bedarf immer den großen Vorbildern im Umkreis nachzulaufen und diese nie mehr einholen zu können. In einer Stadt, in der ein Citymanager mit einem Partymacher verwechselt wird, ist es schwer, die Stadt als Marke positiv zu vermarkten. Die wirklichen Pluspunkte, das Arbeiten und Wohnen in einem Naherholungsgebiet zwischen zwei Großstädten sollte unseres Erachtens alle Aufmerksamkeit der Wirtschaftsförderung fordern. Denn hier liegt ein großes Potential, welches bis jetzt unseres Erachtens nicht optimal genutzt ist. Denn nur wer als Marke ein Alleinstellungsmerkmal und eine Abgrenzung zu anderen Marken vorzuweisen hat, ist attraktiv und interessant. Dies ist auf Städte adaptierbar. Deshalb werden wir als FDP im Rat der Stadt Monheim den Projekten, die vorrangig dem Freizeitwert und der Naherholung dienen, jede Unterstützung zukommen lassen. Um Monheim als Stadt am Rhein mit dem höchsten Freizeit- und Naherholungswert im Umkreis zu positionieren und zu etablieren.

In diesem Zusammenhang erlaubt sich die FDP-Fraktion auch in dieser Haushaltsrede auf die hiesige Wirtschaftsförderung einzugehen. Es bleibt weiterhin dabei, dass wir die Arbeit der hiesigen Wirtschaftsförderung als nicht optimal betrachten. 

In meiner letzten Haushaltsrede habe ich bereits angemerkt, dass gerade wegen der problematischen Bevölkerungsstruktur Monheims eine professionelle Wirtschaftsförderung und ein professionelles Stadtmarketing dringend notwendig ist. Nach wie vor dümpelt die Vermarktung des Shell-Geländes vor sich hin, der Bau des Rheinanlegers ist – wenn man den Presseberichten trauen darf – allenfalls in den Jahren 2010, 2011 in Aussicht. Offenbar wird von der Wirtschaftsförderung ein hohes Maß an Energie und Zeit in die Beschaffung von Investoren für das Rathauscenter 3 verwendet, was wir von der FDP-Fraktion als verlorene Liebesmüh betrachten. Monheim wird keine Einkaufserlebnisstadt werden – auch wenn man sich das noch so sehr wünschen mag -.

Wir meinen, dass Monheim sich vielmehr auf seine Stärken konzentrieren sollte und die liegt nun mal überwiegend in der attraktiven Lage am Rhein. Monheim könnte zu einer Stadt der Naherholung und des attraktiven Wohnens werden – hierzu gehört die Unterstützung der FDP Fraktion zu den Bebauungsplänen Baumberg Ost und die Bebauung am Krämer See, wo wir neben der CDU-Fraktion die Partei waren, die die notwendige Mehrheit für diese Projekte gesichert hat.
Mehr als jedes andere Projekt in unserer Stadt werden diese Bebauungspläne Familien als neue Bürger gewinnen können, die die so dringend notwendige Steuerkraft stärken, den Schulentwicklungsplan positiv beeinflussen und den Schuldenanbau beschleunigen werden. Die Sicherung öffentlicher Fördermittel steht dabei gleichermaßen im Blickfeld wie auch die Chance, die Grunddaseinsfunktionen wie Wohnen und Arbeiten mit dem weichen Standortvorteil Naherholung vorbildlich zu verbinden.
Wir begrüßen deshalb auch außerordentlich die aktuellen Pläne zum Landschaftspark Rheinbogen. Insofern sehen wir gute Ansätze in die richtige Richtung; dies insbesondere auch durch private Eigeninitiativen zur Belebung der Monheimer Altstadt. Wir sind zuversichtlich, dass dieser Art der Attraktivitätsbelebung Monheims in Zukunft noch mehr Beachtung geschenkt wird.

 Zu einem attraktiven Wohnumfeld gehört selbstverständlich auch, ein optimal leistungsfähiges, an den Wünschen der Bürger orientiertes Schulangebot.

Dieses hat Monheim zweifelsohne zu bieten. Die Gesamtschule, das Gymnasium, die Realschule und auch die Grundschulen, nicht zuletzt noch die Musikschule und die Kunstschule übertreffen sich gegenseitig mit überregionalen Preisen. Hier hat die Stadt was zu bieten – dies sollte auch im Rahmen des Stadtmarketings viel öfter und deutlicher beworben werden.
Angesichts der geplanten Wohnbebauungserweiterung in Baumberg-Ost ist selbstverständlich auch die Grundschullandschaft in Baumberg von großer Bedeutung.
Laut Verwaltungsbericht wird in Zukunft aufgrund der demographischen Entwicklung mit fünf Eingangsklassen der Bedarf an Grundschulplätzen für ganz Baumberg zu registrieren sein. Für uns Liberale ist es wichtig,  durch die faktische Belegung der quantitativen Anmeldungen den Elternwillen aufrecht zu erhalten. Deshalb sehen wir nicht, dass wir die Konfessionsschule in Baumberg, die die höchsten Anmeldezahlen von allen drei Grundschulen aufzuweisen hat, aufgrund der Tatsache, dass in Monheim ebenfalls eine Konfessionsschule besteht, aufgeben können. Weder eine Verkleinerung auf 1-Zügigkeit noch gar gegenüber allen Anmeldezahlen in unsinniger Weise von einzelnen Stimmen mit „ausschlaggebenden“ Mehrheiten vorgeschlagenen Schließung der Konfessionsschule in Baumberg, werden die Liberalen folgen noch zustimmen. Für die FDP ist der Elternwille in erster Linie entscheidend. 

Vorstellbar für die Baumberger Grundschullandschaft ist für uns, dass das Angebot eine Konfessionsschule in 2-Zügigkeit und eine Gemeinschaftsgrundschule in 3-Zügigkeit vorsieht. Die Gemeinschaftsgrundschule sollte so aufgestellt sein, dass das jetzige gute Angebot des integrativen Schulunterrichts, wie es an  der Alexander-von-Humboldt-Schule umgesetzt ist, beibehalten wird. Der Bezug der Konfessionsschule zur Kirchengemeinde St. Dionysius muss allerdings unabdingbar erhalten bleiben. 

Ich bin zuversichtlich, dass ein für die Bürger – und  insbesondere die Schüler - Baumbergs einvernehmliches Schulkonzept erarbeitet werden kann.
Zusammenfassend schließe ich meine Anmerkungen zu den einzelnen von mir hervorgehobenen Punkten mit der Zustimmung zum vorliegenden Haushalt und Stellenplan 2008; dies allerdings verbunden mit dem dringenden Aufruf an die Verwaltung, den Sparkurs nicht zu verlassen, sondern auch weiterhin unermüdlich Einspar- und Einnahmepotentiale konsequent auszuforschen, damit das avisierte Ziel eines ausgeglichenen Haushaltes nicht reines Wunschdenken bleibt.

Nochmals einen Dank an die Verwaltung für die geleistete Arbeit. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

gez. Dr. Doris Schröder-Weber

